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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 3. Februar 1970 

III/ 1 — 68070 — E — Le 2/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Rechtsangleichung /Argrarpolitik in der Europä- 
ischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Richtlinie des Rates über die Verlängerung der in Ar- 
tikel 7 Absatz 1 C) der Richtlinie des Rates vom 26. Juni 1964 
zur Regelung des Innergemeinschaftlichen Handelsver- 
kehrs mit Lebendvieh vorgesehenen Frist. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 23. Dezem- 
ber 1969 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Bechlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Druck: Budidruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54 Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rates 
über die Verlängerung der in Artikel 7 Absatz 1 C) der Richtlinie 
des Rates vom 26. Juni 1964 zur Regelung des innergemein- 
schaftlichen Handelsverkehrs mit Lebendvieh 
vorgesehenen Frist 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Richtlinie des Rates vom 26. Juni 1964 zur 
Regelung viehseuchenrechtlicher Fragen beim inner- 
gemeinschaftlichen Handelsverkehr mit Rindern und 
Schweinen 1 ), geändert durch die Richtlinie des 
Rates vom 25. Oktober 1966 2 ), sieht in seinem 
Artikel 7 Absatz 1 vor, daß die Bestimmungsländer 
im Einzelfall oder allgemein Genehmigungen zum 
Verbringen bestimmter Tiere in ihr Hoheitsgebiet 
erteilen können. 

Nach Punkt C) der vorerwähnten Bestimmung 
können diese Genehmigungen für zur Mast be- 
stimmte Rinder, die weniger als 30 Monate alt sind, 
nur während eines Zeitraums von fünf Jahren nach 
dem Inkrafttreten der vorerwähnten Richtlinie vom 
26. Juni 1964 erteilt werden. 

Diese Frist ist bis zum 31. Dezember 1971 zu ver- 
längern — 


HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 7 Absatz 1 Punkt C) der Richtlinie des 
Rates vom 26. Juni 1964, geändert durch die Richt- 
linie vom 25. Oktober 1966, erhält folgende Fassung: 

„Diese Bestimmung gilt bis einschließlich 31. De- 
zember 1971, es sei denn, der Rat beschließt auf 
Vorschlag der Kommission mit qualifizierter Mehr- 
heit über eine Verlängerung dieser Bestimmung." 

Artikel 2 

Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Kraft, um 
dieser Richtlinie binnen 15 Tagen nach ihrer Be- 
kanntgabe nachzukommen, und setzen die Kommis- 
sion hiervor unverzüglich in Kenntnis. 

Artikel 3 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaft Nr. 121 vom 
29. Juli 1964, S. 1977/64 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaft Nr. 192 vom 
27. Oktober 1966, S. 3294 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 


Der Präsident 
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Begründung 


Die Richtlinie des Rates vom 26. Juni 1964 zur Rege- 
lung viehseuchenrechtlicher Fragen beim inner- 
gemeinschaftlichen Handelsverkehr mit Rindern und 
Schweinen *) sieht nach der Änderung ihres Ar- 
tikels 7 durch die Richtlinie vom 25. Oktober 1966 2 ) 
die Möglichkeit für die Bestimmungsländer vor, für 
den Einzelfall oder allgemein einem oder mehreren 
Versandländern Genehmigungen zu erteilen, wo- 
nach in ihr Hoheitsgebiet zur Mast bestimmte Rin- 
der, die weniger als 30 Monate alt sind und be- 
stimmte Bedingungen erfüllen, verbracht werden 
können (s. Artikel 7 Abs. 1 C) der vorerwähnten 
Richtlinie). 

Der Text besagt jedoch, daß der Rat auf Vorschlag 
der Kommission spätestens fünf Jahre nach dem 
Inkrafttreten dieser Richtlinie über die Verlänge- 
rung dieser Bestimmung beschließt. Die Frist für 
diese (durch die vorerwähnte Änderungs-Richtlinie 
von 1966) in die Richtlinie von 1964 eingefügte Be- 
stimmung beginnt zweifellos vom Inkrafttreten der 
Richtlinie von 1964 an zu laufen. 

Nach der Auffassung der Autoren dieser Bestim- 
mung sollte die Frist mit dem Inkrafttreten der 
Richtlinie von 1966 zu laufen beginnen. Dies wurde 
in einer Sitzung in Brüssel am 11. Dezember 1969 
von allen Sachverständigen der Mitgliedstaaten be- 
stätigt. Die fragliche Bestimmung ist daher juristisch 


sehr schnell abzuändern und ihre Anwendung bis zu 
einem Zeitpunkt zu verlängern, der eine Frist von 
fünf Jahren nach dem Inkrafttreten der Richtlinie 
von 1966 entspricht. 

Der Klarheit wegen ist mit allen Regierungs-Sach- 
verständigen Einverständnis darüber erzielt worden, 
den 1. Januar 1972 als Datum, an dem die Be- 
stimmung auslaufen soll, festzulegen. 

Der Rat ist bereits mit einem Vorschlag der Kom- 
mission zur Änderung der Richtlinie von 1964 in 
einigen Punkten befaßt. Dieser Vorschlag soll in- 
dessen nicht als Vorschlag nach Artikel 149 Absatz 2 
des Vertrages angesehen werden; er soll dagegen 
eilig angenommen werden, da grundsätzlich die 
Frist von fünf Jahren, so wie sie sich aus der der- 
zeitigen Abfassung ergibt, bereits abgelaufen ist. 
Der neue Vorschlag sollte also nicht an den alten 
Vorschlag, der zweifellos noch recht langer Diskus- 
sionen im Rat bedarf, bevor er angenommen werden 
kann, gebunden werden. 

Dieser Vorschlag muß sich folglich auf Artikel 43 
des Vertrages stützen. 

ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaft Nr. 121 vom 
29. Juli 1964, S. 1977/64 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaft Nr. 192 vom 
27. Oktober 1966, S. 3294 
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